
 BÜRGERSCHAFT 
DER FREIEN UND HANSESTADT HAMBURG Drucksache 20/5684 

20. Wahlperiode 06.11.12 

Schriftliche Kleine Anfrage 
des Abgeordneten Mehmet Yildiz (DIE LINKE) vom 29.10.12 

und Antwort des Senats 

Betr.: Beitragsrückstände in Hamburger Kitas 

Mit der Einführung des Hamburger Gutscheinsystems im August 2003 wurde 
eine nach Einkommen gestaffelte Beitragsordnung erlassen. Familien im 
ALG-II-Bezug zahlen den Mindestbeitrag. Gleiches gilt für Menschen mit ge-
ringen Verdiensten im Niedriglohnsektor. Außerdem gibt es seit dieser Zeit 
die Möglichkeit, Leistungen in den Kindertageseinrichtungen dazuzukaufen. 
Dies betrifft sowohl den Zukauf von zusätzlicher Betreuungszeit als auch den 
Zukauf von zusätzlichen Angeboten. Zwischenzeitlich wurden auch noch Ge-
bühren für das Essen in Kitas erhoben. Diese Gebühren sind wieder abge-
schafft worden. Im Regelsatz von Kindern, deren Eltern ALG II beziehen, sind 
Gebühren für den Besuch einer Kindertageseinrichtung nicht vorgesehen. 
Das Bundesverfassungsgericht hat das kritisiert und eine Änderung dieses 
Zustandes angemahnt. Vor diesem Hintergrund gibt es seit Jahren in den 
Einrichtungen von Kindertagesstätten das Problem nicht gezahlter Beiträge. 
In einigen Einrichtungen summieren sich Rückstände in stattlicher Höhe. Aus 
der Vereinigung der Hamburger Kindertagesstätten ist nun bekannt gewor-
den, dass sie sogar Inkassounternehmen einsetzt. 

Vor diesem Hintergrund frage ich den Senat: 

Die für Kindertagesbetreuung zuständige Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und 
Integration (BASFI) erfasst die in den Fragen 1., 3. bis 11. und 15. erfragten Daten 
nicht. Deshalb hat die BASFI sich an die Vertragspartner des Landesrahmenvertrages 
„Kinderbetreuung in Tageseinrichtungen“ (Arbeiterwohlfahrt Landesverband Hamburg 
e.V., Caritasverband Hamburg e.V., Der PARITÄTISCHE Wohlfahrtsverband Hamburg 
e.V., Diakonisches Werk Hamburg e.V., SOAL – Alternativer Wohlfahrtsverband, Ver-
einigung Hamburger Kindertagesstätten gGmbH) sowie an die nicht organisierten 
Träger von Kindertageseinrichtungen gewandt und gebeten, die entsprechenden Aus-
künfte zu erteilen. In der zur Beantwortung einer Schriftlichen Kleinen Anfrage zur 
Verfügung stehenden Zeit sind von Anbietern der Kindertagesbetreuung in Hamburg 
die nachfolgend dargelegten Auskünfte eingegangen. 

Dies vorausgeschickt, beantwortet der Senat die Fragen wie folgt: 

1. Wie und in welcher Höhe sind Elternbeiträge bei Hamburger Kinderta-
gesstätten aufgelaufen? Bitte tabellarisch nach Trägern, Einrichtung, 
Stadtteil und Gesamthöhe der Außenstände auflisten. 

Siehe Anlage 1. 

2. Gibt es einen Unterschied zwischen Einrichtungen in KESS 1 und 2 und 
den anderen Stadtteilen? 
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„KESS“ steht für die Untersuchung von „Kompetenzen und Einstellungen von Schüle-
rinnen und Schülern – Jahrgangsstufe 4“. Im Rahmen dieser Untersuchung wurden 
mittels einer Befragung von Schülerinnen und Schülern sowie Eltern Sozialindizes für 
die Hamburger Grundschulen ermittelt, auf deren Basis seit dem 1. August 2005 die 
Zuweisung von Ressourcen an die Schulen erfolgt (vergleiche Drs. 18/4461 und Drs. 
18/6927). Der jeweilige KESS-Index bildet jeweils die soziale Belastung der Familien 
ab, deren Kinder die Schule in der untersuchten Jahrgangsstufe besucht haben. Der 
KESS-Index 1 steht für eine „stark belastete Lage der Schülerschaft“ und der KESS-
Index 2 für eine „eher stark belastete soziale Lage der Schülerschaft“. Die KESS-
Indizes beziehen sich jeweils auf die Schülerschaft einer konkreten Schule und lassen 
sich nicht auf die soziale Zusammensetzung der Kinder der umliegenden Kinderta-
geseinrichtungen übertragen. 

3. Im Kita-Gutscheinsystem besteht die Möglichkeit, Leistungen in Form 
von zusätzlichen Stunden oder Angeboten zuzukaufen. Hat der Senat 
Kenntnis, in welchem Umfang das geschieht?  

Wenn ja, bitte Zahlen nennen.  

Wenn nein, warum werden solche Informationen nicht erhoben? 

Siehe Anlage 2 und Anlage 3. 

4. Wie hoch ist der Anteil der Außenstände, die aus dem Zukauf von Leis-
tungen (Stunden, zusätzliche Angebote) resultieren? Bitte nach Trägern 
und Verbänden auflisten. 

Siehe Anlage 1. 

5. Welche Inkassounternehmen sind dem Senat bekannt, die Außenstände 
für die Träger eintreiben? Bitte Träger und die dazugehörigen Unterneh-
men nennen.  

Keine. 

6. In welchen Fällen wurden diese Unternehmen beauftragt? Wie wird das 
Problem im Vorwege versucht zu klären, bevor ein Inkassounternehmen 
eingeschaltet wird? 

Siehe Antwort zu 5. Im Übrigen sind gemäß den vorliegenden Auskünften der Kita-
Träger diese in einem ersten Schritt darum bemüht, dass die ausstehenden Elternbei-
träge auf Basis von Gesprächen zwischen den Kita-Leitungen und den säumigen El-
tern doch noch beglichen werden können. Hierfür werden unter anderem auch Raten-
zahlungen ermöglicht. In vielen Fällen sind diese Gespräche erfolgreich. In Abhängig-
keit von den Vorgaben des Trägers der einzelnen Kita werden bei erfolglosen Bemü-
hungen der Kita-Leitungen diese Vorgänge an die zentrale Trägerverwaltung zur wei-
teren Klärung weitergeleitet oder es erfolgen schriftliche Mahnungen. Abhängig vom 
Einzelfall kann das Verfahren hinsichtlich der ausstehenden Elternbeiträge durch die 
Zahlung der Eltern oder den Verzicht des Trägers auf die Forderungen beendet wer-
den oder als letztes Mittel ein gerichtliches Mahn- und gegebenenfalls auch Vollstre-
ckungsverfahren eingeleitet werden. Dieses gerichtliche Verfahren wird zum Teil sei-
tens der Kita-Träger selbst betrieben, zum Teil werden zwecks Entlastung der Träger 
Rechtsanwälte zur Durchführung des Schriftverkehrs eingeschaltet. 

7. Wie bewertet der Hamburger Senat die Tatsache, dass in einem bekannt 
gewordenen Fall über die Kita-Gebühren hinaus das Unternehmen, die 
Rechtsanwaltsfirma Mumme und Partner, noch Gebühren verlangt hat? 
Ist das gängige Praxis bei den Verbänden und Einrichtungen? 

Der Fall bezieht sich auf den Träger Vereinigung Hamburger Kindertagesstätten 
gGmbH („Vereinigung“). Den säumigen Eltern sind hier Mahngebühren durch die von 
der „Vereinigung“ für die Abwicklung des Mahn- und Vollstreckungsverfahrens beauf-
tragten Rechtsanwälte gemäß Rechtsanwaltsvergütungsgesetz (RVG) in Rechnung 
gestellt worden. 

Belastbare Daten zur gängigen Praxis bei den Verbänden und Einrichtungen liegen 
nicht vor. 



Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg – 20. Wahlperiode Drucksache 20/5684 

 3 

8. Welche Gründe werden von Trägern für die Einschaltung von Inkassoun-
ternehmen angegeben? Was spricht aus Sicht von Trägern gegen die 
Einschaltung von solchen Unternehmen? 

9. Verzichten Träger auf das Eintreiben von Außenständen? 

10. Führen Einrichtungen eigenständig gerichtliche Mahnverfahren gegen 
Eltern durch? Bitte Einrichtungen und Anzahl der Verfahren nennen. 

Siehe Antworten zu 5. und zu 6. Weiter gehende Erkenntnisse liegen der zuständigen 
Behörde nicht vor. 

11. Ist dem Hamburger Senat bekannt, ob Einrichtungen durch solche Au-
ßenstände in wirtschaftliche Schwierigkeiten geraten sind?  

Wenn ja, Einrichtung bitte nennen. 

Es sind keine Einrichtungen bekannt, die aufgrund von Außenständen der Eltern in 
wirtschaftliche Schwierigkeiten geraten sind. 

12. Gibt es eine Vereinbarung zwischen dem Hamburger Senat und den 
Verbänden, wie mit dem Problem der ausstehenden Gebühren umzuge-
hen ist, wenn sie auftauchen? 

Nein. 

13. Sieht der Hamburger Senat einen Zusammenhang zwischen dem Bezug 
geringer Einkommen in den Familien und den Außenständen der jeweili-
gen Einrichtungen? 

14. Nach Aussagen der Geschäftsführerin der Vereinigung Hamburger Kin-
dertagesstätten, Franziska Larrá, wird die Zahlungsmoral immer 
schlechter. Was sind die Gründe aus Sicht des Hamburger Senats? 
Sieht der Senat einen Zusammenhang zwischen Armutsentwicklung und 
der „schlechten Zahlungsmoral“ bei den säumigen Eltern? 

15. Hat sich die Situation bei den Außenständen in den Kindertagesstätten 
durch den Wegfall der Gebühren für das Essen verbessert? 

Hierüber liegen der zuständigen Behörde keine Erkenntnisse vor. Die von den Anbie-
tern eingegangenen Rückmeldungen ermöglichen keine qualifizierte Einschätzung. 

16. Beabsichtigt der Hamburger Senat, dem Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts nachzukommen und die Familien von den Gebühren freizustel-
len?  

Wenn ja, in welchem Zeitrahmen und unter welchen Bedingungen beab-
sichtigt der Senat dies zu tun?  

Wenn nein, warum unternimmt der Senat hier nichts? 

Der Senat geht davon aus, dass der Fragesteller das Urteil BVerfG, 1 BvL 1/09 vom 
9.2.2010, (http://www.bverfg.de/entscheidungen/ls20100209_1bvl000109.html) meint. 
Das Gericht hat seinerzeit festgestellt, dass § 20 Absatz 2 1. Halbsatz, Absatz 3 Satz 
1 SGB II a.F. und § 28 Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 1. Alt. SGB II a.F., jeweils in Verbin-
dung mit § 20 Absatz 1 SGB II a.F., mit dem Grundrecht auf Gewährleistung eines 
menschenwürdigen Existenzminimums aus Artikel 1 Absatz 1 GG in Verbindung mit 
dem Sozialstaatsprinzip des Artikels 20 Absatz 1 GG nicht vereinbar sind. Es richtet 
sich an den Bund als Gesetzgeber und Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
und nicht an die Freie und Hansestadt Hamburg. 

Unabhängig davon plant der Senat, ab August 2014 eine täglich fünfstündige Basisbe-
treuung inklusive Mittagessen für alle Kinder bis zum Schuleintritt kostenlos anzubie-
ten. 

17. Welche Lösungsvorschläge hat der Hamburger Senat für das Problem? 

18. Was hält der Senat von dem Vorschlag, zumindest in sozialen Brenn-
punkten die Außenstände der Einrichtungen zu begleichen, um dort für 
Rechtsfrieden zu sorgen? 
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Die Elternbeiträge für die Kindertagesbetreuung werden in Abhängigkeit vom Fami-
lieneinkommen, der Familiengröße und dem Betreuungsumfang gestaffelt. Empfänge-
rinnen und Empfänger von Transferleistungen haben ohnehin nur den Mindesteltern-
beitrag zu tragen. Im beitragsfreien Vorschuljahr sind für täglich bis zu fünfstündige 
Betreuungsleistungen von allen Familien keine Elternbeiträge zu entrichten.  

Außerdem ist seit dem 1. August 2011 das Kita-Mittagessen für alle Kinder in Ham-
burg kostenfrei. Damit besteht für die Familien der betreuten Kinder eine beträchtliche 
häusliche Kostenersparnis. 

In Einzelfällen kann zudem – insbesondere bei Kindern mit dringlichem sozialen oder 
pädagogischen Bedarf – der Elternbeitrag auf bis zu 0 Euro im Monat reduziert wer-
den, wenn die Eltern die Zahlung des Mindesteigenanteils verweigern und die Betreu-
ung ansonsten gefährdet wäre. Für die täglich vierstündige Betreuung eines Kindes 
ab dem vollendeten zweiten Lebensjahr kann der Elternbeitrag auf Antrag für Empfän-
gerinnen und Empfänger von Transferleistungen und Familien mit einem ähnlich ge-
ringen Einkommen auf 15 Euro reduziert werden.  

Vor diesem Hintergrund hält die für Kindertagesbetreuung zuständige Behörde das 
Kita-Beitragssystem für sozial ausgewogen und gerecht. Sie hält es auch für richtig, 
dass zu entrichtende Gebühren auch tatsächlich bezahlt werden. Eine generelle Be-
gleichung von Außenständen der Einrichtungen wird daher für nicht angemessen ge-
halten. 
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Anlage 1 
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noch Anlage 1 
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noch Anlage 1 
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noch Anlage 1 
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noch Anlage 1 
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Anlage 2 
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Anlage 3 
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